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Es gilt das gesprochene Wort!

I. Einleitung

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

„Wir brauchen weit mehr marktwirtschaftliche Impulse im Gesundheitswesen. 

Der leistungsfähige Patient, der über ein ordentliches Einkommen oder Vermögen verfügt, sollte stärker als bisher Spitzenleistungen der Medizin auf dem Markt einkaufen, ohne Absicherung über die Krankenkasse. 

Das bedeutet höhere Eigenanteile. ... Die Zuzahlungen sollten im Schnitt bei 10 Prozent der Behandlungskosten liegen.“

Das, liebe Kolleginnen und Kollegen, 

empfiehlt uns Günther Öttinger, Ministerpräsident von Baden-Württemberg. Er ist einer der Akteure auf Seiten der Union.

Welche Folgen die Umsetzung seiner Vorschläge hätte, verdeutlichen die aktuellen Zahlen des statistischen Bundesamtes:

Im Durchschnitt entfielen im Jahr 2004 auf jeden Einwohner Krankheitskosten von etwa 2.730 Euro. 

Bei Kindern und Jugendlichen unter 15 Jahren lagen die Durchschnittskosten bei 1.110 Euro.

Bei den über 84-jährigen waren dies 14.750 Euro. 

Geht es nach Herrn Öttinger, hieße dies für alte Menschen: Zuzahlungen von etwa 1400 Euro im Jahr. Das sind 116 Euro im Monat!

Da nützt es auch nichts, wenn es heißt, dass sogenannte Bedürftige auf Antrag Zuzahlungen erstattet bekommen sollen. 

Weil wir wissen, was die herrschende Politik unter Bedürftigkeit versteht: 

Armut! 

Kolleginnen und Kollegen, 

das zitierte Beispiel zeigt, wohin die Reise gehen soll.

Jedenfalls nach den Vorstellungen der marktradikalen Falken. 

II. Bewertung der Eckpunkte

Die Eckpunkte der Großen Koalition weisen in vielen Bereichen durchaus in diese Richtung.

Zur paritätischen Finanzierung.

Wir alle wissen, dass bereits jetzt der Grundsatz der Parität in vielfältiger Hinsicht durchbrochen ist. 

In den letzten Jahren wurden beispielsweise Zuzahlungen für Medikamente und Kuren erhöht. Die Praxisgebühr eingeführt.

Die einschneidendste Maßnahme war allerdings bisher der Sonderbeitrag für die Versicherten in Höhe von 0,9 Beitragssatzpunkten.

Ausfluss der Debatte um das Gesundheitsmodernisierungsgesetz in der letzten Legislaturperiode.

Wir erinnern uns:

Zuerst wollten rot-grün und die Schwarzen das Krankengeld und den Zahnersatz vollständig aus dem Leistungskatalog ausgrenzen.

Das konnte verhindert werden.

Statt dessen hat man die Kosten für diese Leistungen auf die Versicherten überwälzt.

Statt wirklicher Strukturreformen: Umverteilung zu Lasten der Versicherten!

So lautete die Leitlinie dieser Politik. 

Einer Politik, die im Gesundheitswesen bereits vor 2005 von einer faktischen Großen Koalition betrieben wurde.

Die Bundesregierung scheint nun entschlossen, diese Sackgassenstrategie noch einmal zu beschleunigen.

Nun soll ein bundesweiter Fonds mit staatlich festgelegten Beitragssätzen geschaffen werden. 

Dieser Fonds soll sich aus den Beiträgen von Arbeitgebern und Versicherten speisen. 

Geplant ist zudem eine durchschnittliche Erhöhung ab 2007 um rund 0,5 Beitragspunkte.

Das hieße: 6,9 Prozentpunkte Beitragsatz für die Arbeitgeber, 7,8 Prozentpunkte für die Beschäftigten.

Hinzu kommen soll eine Finanzierung aus Steuermitteln: 1,5 Milliarden in 2008, 3 Milliarden in 2009 und sodann weitere Erhöhungen. 

Allerdings noch nicht beziffert.

Im Gegenzug sollen keine Steuern mehr aus der Tabaksteuer aufgewendet werden. 

Gleichzeitig ist aber davon auszugehen, dass die Kosten im Gesundheitssystem erheblich steigen. 

Dies hat verschiedene Ursachen. 

Ich nenne nur einige: 

· die Mehrwertsteuererhöhung um 3 Prozentpunke. Sie kann zum Beispiel zu Preisanhebungen bei Medikamenten führen.

· die geplante neue Vergütungsordnung für die niedergelassenen Ärzte. Damit sind Mehrkosten von mehreren Milliarden Euro verbunden.

· und die künftige Preisgestaltung der Pharmaindustrie. Hier gibt es keine Anhaltspunkte, dass die Kostenentwicklung nachhaltig gebremst wird. 

Dies alles wird dazu führen, dass die geplante Beitragssatzanhebung nicht ausreichen wird, um die zusätzlichen Kosten abzudecken.

Krankenkassen, denen dann Geld fehlt, haben zwei Möglichkeiten: 

entweder sie kürzen Satzungsleistungen, oder sie erheben einen so genannten Extrabeitrag bei den Versicherten. 

Entweder über einheitliche Beiträge, als Kopfpauschale, 

oder aber als prozentualen Zusatzbeitrag, gemessen am Einkommen des Versicherten.

Nun mag man einwenden, dass diese Zusatzbeiträge nicht mehr als 1 Prozent des Bruttohaushaltseinkommens ausmachen dürfen. 

Man mag auch einwenden, dass insgesamt nur 5 Prozent des Gesamtetats der Krankenkassen über Zusatzbeiträge eingenommen werden dürfen.

Aber: Bereits 1 Prozent des Bruttohaushaltseinkommens abgezogen zu bekommen, ist kein Pappenstiel.

Hinzu kommt: Wenn es neue Finanzierungsprobleme im Gesundheitswesen gibt, wäre es für die Politik ein Leichtes, diesen Belastungsschutz abzuschaffen.

Zwischenfazit: 

· alle bisherigen Belastungen der Versicherten werden beibehalten, 

· die Beiträge steigen und 

· viele Versicherte werden nochmals zusätzlich belastet, nämlich durch Extrabeiträge.

Und die Arbeitgeber werden weitgehend aus der Verantwortung entlassen.

Kolleginnen und Kollegen,

damit steht fest, dass die Eckpunkte zur Gesundheitsreform auf weitere Kostenentlastung der Arbeitgeber zielen. 

Der Grundsatz der Parität wird endgültig aufgegeben.

Kommen wir zum zweiten wesentlichen Punkt der Eckpunke, nämlich dem Leistungskatalog. 

Es ist nicht davon auszugehen, dass der bisherige Leistungsumfang gehalten werden kann. 

Richtig ist zwar, dass es einige wenige Verbesserungen im gesetzlichen Leistungskatalog geben wird.

Z.B. bei Mutter/Kind- Kuren. Oder bei der Sterbe-Begleitung.

Das Gesamtvolumen dieser zusätzlichen Leistungen liegt aber bei deutlich unter einem Prozent des gesamten Volumens der gesetzlichen Krankenversicherung. 

Auf der anderen Seite ist aber von Leistungseinschränkungen die Rede: 

Das Stichwort lautet hier „selbstverschuldete Behandlungsbedürftigkeit“. 

Beispielhaft werden in den Eckpunkten die Folgen von Tätowierungen oder Piercing benannt. 

Kolleginnen und Kollegen,

das mag harmlos klingen, aber Vorsicht!

Mit den gewählten Beispielen wird kaschiert, wo das Problem liegt.

Der Obersatz in den Eckpunkten lautet „selbstverschuldetes Verhalten“. 

Und das kann der Einstieg in den Ausstieg der solidarischen Sicherung sein. 

Schließlich muss jedem klar sein: Was heißt das „selbstverschuldetes Verhalten“?

Wo fängt die Selbstverschuldung an und wo hört sie auf?

Auch falsche Ernährung, Nikotin oder Alkoholkonsum können zu Erkrankungen führen, die in diesem Verständnis selbstverschuldet sind. 

Als nächstes kämen dann die Extremsportarten dran.

Am Ende ist jeder für alle seine Krankheiten selbstverantwortlich. 

Mit dem Resultat, dass die Arbeitgeber vollständig aus der Finanzierung entlassen werden. 

Einer solchen Entwicklung müssen wir frühzeitig entgegen treten. Das Kriterium der Selbstverschuldung hat in der Gesundheitspolitik nichts zu suchen.

Es gibt noch einen weiteren Mechanismus, der mindestens genauso bedenklich stimmt. 

Nämlich einen erheblichen Druck auf die jeweilige Krankenkasse, die Erhebung eines Extrabeitrages zu vermeiden, indem anderweitig Kosten eingespart werden. 

Dieser Druck entsteht, weil die Kassen fürchten, dass ihnen ansonsten die jungen und gesunden Versicherten scharenweise davon laufen.

Dieser Mechanismus kann dazu führen, dass die Krankenkassen ihre Satzungsleistungen immer weiter einschränken. 

Die Folge: Diejenigen, die besonders auf umfassende Gesundheitsleistungen angewiesen sind, werden leer ausgehen. 

Das dritte Problem der Eckpunkte zur Gesundheitsreform ist die Stellung der privaten Krankenversicherung im Gesundheitssystem.

Bereits seit Jahren ist die private Krankenversicherung privilegiert. 

Sie konzentriert sich auf die so genannten „guten Versicherungsrisiken“. 

Ihr Klientel ist deutlich zahlungskräftiger als der Durchschnitt.

Gleichzeitig weist dieses Klientel - wie die Experten sagen - eine unterdurchschnittliche Morbidität auf.

Eine Folge: Viele Menschen, die nicht pflichtversichert sind, wechseln zur Privatversicherung, weil sie dann mit ihren Beiträgen keinen internen Solidarausgleich mehr finanzieren müssen. 

Ihr Beitrag wird nicht mehr anhand der Einkommenshöhe bemessen.

Gerade Hochverdiener versprechen sich von einem Wechsel, dass sie für weniger Geld mehr Leistung bekommen.

Im Ergebnis sammeln sich in der GKV immer mehr Versicherte, mit niedrigen Einkommen und höherer Krankheitsanfälligkeit.

Und die PKV konzentriert sich auf die sogenannten guten Versicherungsrisiken. 

Auf dieser Basis kann sie große Profite erwirtschaften, während die Gesetzliche Krankenversicherung immer mehr Probleme bekommt.

An dieser Grundstruktur rütteln die Eckpunkte nicht.

Zwar muss man künftig 3 Jahre lang oberhalb der Versicherungspflichtgrenze verdienen, bevor man zu einer privaten Krankenversicherung wechseln kann. 

Aber das ist keine wirkliche Bremse.

Auch sollen die privaten Krankenversicherungen verpflichtet werden, einen so genannten Basistarif für alle freiwillig Versicherten anzubieten.

Das ändert aber nichts daran, dass die private Krankenversicherung sich auch künftig nicht an der Solidargemeinschaft beteiligt.

Und Frau Merkel betont immer wieder, dass dies auch so bleiben soll. 

Die private Krankenversicherung wird nicht einmal in den Risikostrukturausgleich der gesetzlichen Krankenversicherung eingebunden.

Aber nicht nur das!

Die Koalition plant, die Rechte der Selbstverwaltung einzuschränken:

Die Selbstverwaltung war bisher eine tragende Säule im deutschen Gesundheitssystem.

Sie trug zur demokratischen Steuerung bei.

Sie erleichterte eine versichertennahe Gestaltung des Gesundheitswesens.

Und die Arbeitgeber wurden in die Verantwortung eingebunden. In die Verantwortung für ein sozialstaatlich geprägtes Gesundheitswesen.

Probleme entstanden bereits in der Vergangenheit nicht, weil der Einfluss der Selbstverwaltung zu groß war.

Probleme entstanden dann, wenn die Gestaltungsmöglichkeiten eingeschränkt wurden.

Zum Beispiel die Beitragssatzgestaltung.

In der Vergangenheit konnte die Selbstverwaltung in Abstimmung mit dem Ministerium die Beitragssätze festlegen.

Aber schon lange war die Freiheit der Selbstverwaltung in diesem Bereich erheblich eingeschränkt. 

Denn die starke Konkurrenz zwischen den Krankenkassen führte dazu, dass die Selbstverwaltung unter massivem Druck stand.

Beitragssätze wurden nicht kostendeckend festgelegt.

Dies geschah, um die Abwanderung von Versicherten in andere Kassen zu vermeiden.

Eine Folge: Massive Verschuldung vieler Kassen. Die Zeche zahlen am Ende die Versicherten.

Nun sollen die Handlungsspielräume der Selbstverwaltung nicht ausgeweitet, sondern noch weiter eingeschränkt werden.

Die Große Koalition will die Beitragssätze zentral, ohne Einflussnahme der Selbstverwaltung, festlegen.

Auch in anderen Bereichen sind Einschränkungen der Handlungsmöglichkeiten geplant.

Beispielsweise konnte die Selbstverwaltung über den sogenannten gemeinsamen Bundesausschuss Einfluss auf den gesetzlichen Leistungskataloges nehmen.

Dies soll künftig nicht mehr der Fall sein. 

III. Gewerkschaftliche Alternativen

Kolleginnen und Kollegen,

selbstverständlich reicht es nicht, die bestehende Politik nur zu kritisieren. 

Wir müssen in der Öffentlichkeit und in den Diskussionen in der Selbstverwaltung unsere Alternativen verdeutlichen.

Ich will mich heute auf Grundzüge beschränken.

Denn mit Prof. Gerlinger konnten wir einen Referenten gewinnen, der im nächsten Diskussionsblock im einzelnen kompetent Alternativen zur aktuellen Politik darlegen wird. 

Darum hier in gebotener Kürze unsere Grundsätze:

Zum ersten:

Wir wollen eine solidarische Bürgerversicherung.

Alle Bevölkerungsgruppen müssen schrittweise in die GKV. Sie sind entsprechend an der Finanzierung der gesetzlichen Krankenversicherung zu beteiligen.

Wir wollen, dass auf alle Einkommensarten Beiträge gezahlt werden. Und eine Anhebung der Beitragsbemessungsgrenze.

Es geht um eine gerechte, nachhaltige und ergiebige Finanzierung der Gesundheitsversorgung. 

Dabei engagieren wir uns auch für die Wiederherstellung der Parität. 

Zum zweiten: 

Ein solches Bürgerversicherungskonzept nimmt der PKV ihre Privilegien und schränkt ihre Geschäftsfelder ein.

Zunächst geht es darum, die PKV an der solidarischen Finanzierung des Gesundheitssystems zu beteiligen. 

Zum dritten: 

Die schädlichen Auswirkungen des Wettbewerbs in der GKV müssen wir eindämmen. 

Darum muss der Risikostrukturausgleich geändert werden. 

Dabei ist nicht so entscheidend, ob der Ausgleich zwischen den gesetzlichen Krankenkassen erfolgt. – So war es bisher.

Oder ob die Höhe der Zuwendungen aus dem Fonds, je nach Risikostruktur der Krankenkasse, den Kassen zugeteilt wird. – So ist es geplant.

Entscheidend ist, wie die Kriterien für die Zuweisung ausgestaltet sind. 

Diese müssen morbiditätsorientiert sein. 

So, dass es sich nicht lohnt, Selektion nach Risikostruktur zu betreiben. 

Zum vierten wollen wir eine hochwertige Versorgung aller Menschen. 

Darum muss darüber nachgedacht werden an bestimmten Stellen den Leistungskatalog auszubauen. 

Praxisgebühren sind abzuschaffen, Zuzahlungen und weitere Eigenanteile der Versicherten sind einzudämmen.

Zum Fünften:

Die Rechte und Handlungsspielräume der Selbstveraltung müssen ausgebaut und nicht eingeschränkt werden.

Die vorliegenden Pläne lehnen wir ab.

Kolleginnen und Kollegen,

wenn die gesetzliche Krankenversicherung gestärkt wird,

wenn die Finanzierung des Gesundheitssystems auf breitere Füße gestellt wird,

dann erleichtert dies den Krankenkassen bessere und wirtschaftlichere Leistungen von den Anbietern gesundheitspolitischer Leistungen auszuhandeln.

Eine solidarische Bürgerversicherung kann dazu beitragen, 

· dass Über-, Unter- und Fehlversorgung abgebaut wird, 

· dass Gesundheitspolitik präventiver ausgerichtet wird und 

· dass mehr Wirtschaftlichkeit in das Gesundheitssystem einzieht. 

IV. Konsequenzen

Kolleginnen und Kollegen,

bei unseren Vorschlägen gibt es viele Gewinner: 

Nämlich die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und ihre Familien. 

Sie erhalten so eine hochwertige Gesundheitsversorgung zu bezahlbaren Preisen. 

Es gibt aber auch bisher Privilegierte, die kein Interesse an der Durchsetzung unserer Vorschläge haben. 

Natürlich verstehen wir die Ärzte, die gern zu erhöhten Sätzen mit Privatversicherungen abrechnen.

Wir verstehen auch die Pharmaindustrie. 

Sie will eine zersplitterte Kassenlandschaft und schwache Kassen. 

So kann sie Preise für ihre Medikamente verlangen, die sie kaum in einem anderen europäischen Land erzielen kann.

Aber diese Partikularinteressen können für uns nicht der Maßstab sein. 

Wir sollten uns als die Modernisierer des Gesundheitssystems präsentieren, die dafür sorgen, dass es anders wird.

Gegen die Verteidiger von Privilegien und gegen die Besitzsstandswahrer.

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

wir stehen vor der Aufgabe, zu verhindern, dass diese Eckpunkte umgesetzt werden. 

Vielleicht ist die nun angekündigte Verschiebung der Gesetzgebung ein positives Zeichen.

Wir wissen aber auch, dass selbst bei einer Umsetzung die Auseinandersetzung noch lange nicht vorbei ist.

Wirtschaftsliberale und neoliberale Kräfte werden auf weitere Verschärfungen drängen.

Darum stehen wir zum anderen vor der Aufgabe, die Auseinandersetzung um gesellschaftspolitische Themen, wie die Gesundheitspolitik, zu verstetigen.

In der Selbstverwaltung, in der Öffentlichkeit und insbesondere im Betrieb.

Dabei setze ich auf Eure Mitarbeit.

Der nächste Etappenschritt ist unser Aktionstag am 21. Oktober. Wir werden in Berlin, Dortmund, Frankfurt, Stuttgart und München demonstrieren.

Auch und nicht zuletzt gegen die Koalitionspläne zur Gesundheitsreform.

Ich gehe davon aus, dass Ihr Euch nicht nur an den Demonstrationen beteiligt, sondern hierfür auch tatkräftig mobilisiert.

Ich danke Euch für die Aufmerksamkeit.

